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Häusliche Gewaltist vor
allemfür das Opfer

gefährlich, aber auchfür
die diensthabende Polizei.
Eine bessere Ausbildung

und dasgeplante
Wegweisungsgesetz

könnten mehr Sicherheitfür
alleschaffen.

"Das werde ich nicht mehr
vergessen", sagt Valérie Dupong.
Prozesse zur häuslichen Gewalt
hat die Familienrechtlerinschon
einige erlebt, aber jener vor
zwei Jahren war besonders ext-
rem. Drei kleine Kinder aus dem
luxemburgischen Süden zwi-
schen einem und acht Jahren
wurdenZeuge, wieihr Vaterihre
eigene Mutter malträtierte,
schlug und schließlich mit sei-
nen Händen förmlich zerriss.
Tragischer Endpunkt einer sich
über Jahren hinziehenden Ge-
waltspirale, die der Frau den
qualvollenTodbrachteunddem
Täter 18Jahre Zuchthaus.
Dass häusliche Gewalt tödlich

endet, ist zwar vergleichsweise
selten. Gemeinsam aber haben
die meisten Fälle, dass die Ab-
ständezwischeneinemÜbergriff
und dem nächsten kürzer wer-
den, fast i mmer wird die Gewalt
massiver, die Verletzungen für
das Opfer gravierender. In ihrer
Not und Ohnmacht bleibt für
viele nur der Ruf um Hilfe von
außen − der Polizei. Was aber,
wenn diese nicht oder zu spät
kommt, wenn sie sich weigert,
Anzeigen entgegen zu nehmen,
weil es ja doch wieder nur eine
"Familienangelegenheit" ist?
"Wir sind vom Gesetz ver-

pflichtet alles aufzunehmen, was
zur Anzeige gebracht werden
soll", weist Polizeisprecher ent-
sprechende Vorwürfe zurück,
die RechtsanwältInnen und
Frauenorganisationen wieder-
holt in den vergangenen Jahren
erhobenhaben: Das Problemder
häuslichen Gewalt werde von

verschiedenen Polizeibeamten
immer noch nicht ernst genug
genommen, Anzeigen teilweise
nur zögerlich notiert, Klischees
über Frauen, dieihre gewalttäti-
gen Partner provozierten, seien
nochinvielen Köpfenverhaftet.
"Es gibt Polizisten, die ma-

chengute Arbeit, es gibt andere,
die machen eine eher schlech-
te". Joelle Schranck, "chargée
de direction" des Vereins "Fem-
mesendétresse" undseit Jahren
mit dem Thema Gewalt gegen
Frauen befasst, will keine pau-
schalen Schuldzuweisungen,
doch Kritik amIst−Zustand hat
auchsie: "Inder Mentalität muss
sich noch viel ändern, nicht nur
bei der Polizei, die Einstellung
der gesamten Gesellschaft hinkt
bei m Thema häusliche Gewalt
Entwicklungen in anderen Län-
dernhinterher."

Spezialausbildungfür
die Polizei
Damit sich das ändert und be-

troffenen Frauen (und Männer)
künftig bessere polizeiliche Be-
gleitung bekommen, hat das
Frauenministerium eine Ausbil-
dung für PolizeianwärterInnen
initiiert, wie es sie in Deutsch-
land und Österreich bereits seit
einigen Jahren gibt. In der erst-
malig vor zwei Jahrenangelaufe-
nen "Formation sur la violence
domestique" vermitteln sechs
ausgebildete Trainerinnen aus
der Frauenhausbewegung den
SchülerInnen alles Wissenswer-
te über den brutalen Kreislauf:
Theoretische Überlegungen da-
rüber, wie Gewaltbeziehungen
entstehen und was sie kenn-
zeichnet, Aufklärung über My-
thenund Vorurteile.
"Wir werdenamAnfangoft ge-

fragt, ob wir Männer hassen",
schildert Tania Cousin, eine
Trainerin von "Femmes en
détresse", die Skepsis, dieihnen
oft vor allem von männlichen
Schülern entgegen gebracht
wird. "Viele sehen das Ganze als
Familienstreit undeine Privatan-
gelegenheit, aus der sich Außen-
stehende rauszuhalten haben",
sagt sie. Eine gefährliche Sicht-
weise, denn wie wichtig staatli-
ches Einschreitenseinkann, zei-
gen nicht zuletzt die tödlich en-
dendenFälle.
"Häusliche Gewalt ist einer

der häufigsten Anlässe für Poli-
zeieinsätze und oft sehrfrustrie-
rend", erklärt JoachimLempert.
Der Hamburger Diplompsycho-
loge, Psychotherapeut und Ini-
tiator der Beratungsstelle "Män-
ner gegen Männergewalt" gibt
seit Jahren Polizei−Fortbildun-
gen zu dem Thema und kennt
die Schwierigkeitenvieler Beam-
tInnen sehr gut. "Wer nicht die
Dynamik kennt, fragt sich nach
mehreren Einsätzen in der glei-
chen Familie sicherlich, wieso
trennt sichdieFraunicht?" Gera-
de dasIneinander−Verwobensein
von Täter und Opfer gehöre zur
Gewaltbeziehungjedochdazu.

Ausstieg extremschwierig
Die Broschüre vom Familien-

ministerium"Gewalt gegenFrau-
enhat viele Gesichter" nennt die
Gründe, warum viele Frauen
trotz Hilfsangebote i m Teufels-
kreis der Gewalt gefangen blei-
ben: Angst umdie Kinder, finan-

zielle Abhängigkeit, Schuld− und
persönliche Versagensgefühle,
extreme soziale Isolation (oft
vomPartner forciert), mangeln-
des Wissen oder Scheu, Hilfe
vonaußenanzunehmen. Einers-
tes, unglückliches Zusammen-
treffen mit einemverständnislo-
sen Ordnungspolizistenkannzu-
dem dazu führen, dass Frauen
sich wieder zurückziehen, weil
ihnen ja sogar die Polizei nicht
glaubt. Das kommt vor, wie Er-
fahrungsberichte von betroffe-
nenFrauenzeigen.
"Das Schwerste sind die Vor-

urteile" meint Cousin. Diese ver-
hinderten oft eine adäquate Hil-
fe, so auch Christiane Wagener,
Mitarbeiterin von "Femmes en
détresse".
In ihren Kursen betont Tania

Cousin deshalb i mmer wieder,
wie wichtig besti mmte Verhal-
tensregeln für den polizeilichen
Umgang mit ehelicher Gewalt
sind: ermittelnde Gespräche mit
Täter und Opfer in getrennten
Räumlichkeitenetwa, "umweite-
renStreit zuverhindern", beson-
nenes Auftreten und Zuhören,
das Aufklären beider Parteien
über ihrejeweiligen Rechte und
dieFolgender Taten, das Bewer-
ten, wie gefährlich die Situation
ist, einen Arzt herbeirufen, um
Verletzungen zu protokollieren
etc.
Wie wichtig einefundierte Po-

lizeiausbildung ist, zeigt sich
noch in einem weiteren Punkt:
Einsätze bei gewaltvollen Fami-
lienauseinandersetzungen sind
für die BeamtInnen oft sehr ris-
kant − in den USAsollen sie zu
den gefährlichsten überhaupt
zählen. Gekonnt deeskalierend
eingreifen zu können, schützt
nicht nur dieFrau, sondernauch
die Polizei.
"Das Kuddelmuddel, das in

vielen Gewaltsituationen zu-
nächst herrscht, kannfür die Be-
amten hochgefährlich werden",
weißJoachi mLempert. Für eini-
ge endeten diese sogar tödlich.
Statt "Ehestreitigkeiten" zu
schlichten, wie früher der Poli-
zeiauftrag lautete, sei vor allem
die seit Januar 2002 auch in
Deutschland per Gesetz erlaub-
te Wegweisung gewalttätiger
PartnerInnen wichtig. "Die Täter
erleben das als Schock, aber
auch als strukturierend", sagt
Lempert. Mit dem Instrument
könne die Polizei nun zwischen
Verantwortlichkeiten klar unter-
scheiden.
"Durch die Wegweisung aus

der Wohnungübernimmt der Tä-
ter die Verantwortung für seine
Tat und nicht mehr das Opfer",
begrüßt auch Joelle Schranck
eine solche Regelung. Ein ent-
sprechender Gesetzentwurf aus
dem Frauenministerium, der
sich am österreichischen Weg-
weisungsgesetz von April 1997
orientiert, liegt hierzulande be-
reits seit Mai 2001 vor, ist aber
aufgrund von Einwänden des
Staatsrats nochnicht vomParla-
ment verabschiedet (siehe woxx
Nr. 590 und 646). Für diejungen
PolizistInnen drängt gleichwohl
die Zeit, umsich auf eine geän-
derte Gesetzeslage und eine
neue Einsatzstrategie vorzube-
reiten. Und wer weiß, vielleicht
lassen sich dann tödliche Eska-
lationen wie jene vor zwei Jah-
ren verhindern. Vorausgesetzt,
das Opfer ruft umHilfe.

Ines Kurschat

Neue US−Drohgebärdein Richtung Europa
Die US−Regierung droht der Europäischen Union ei nmal
mehr wegen des I nternati onalen Strafgerichtshofs. Sie
ist diesem nicht nur nicht bei getreten, sondern ver-
sucht zum wiederholten Male die europäischen Regie-
rungen unter Druck zu setzen. Nach I nformationen der
Washington Post hat Washi ngton vergangene Woche
damit gedroht, dass die transatlantischen Beziehungen
"schweren Schaden" erlei den würden, wenn die EU aktiv
die Vorkehrungen der USA unterlaufen würden, i hre
Bürger vor dem Strafgerichtshof zu schützen. Hi nter-
grund ist dabei vermutlich die i n Belgien ei ngereichte
Klage gegen den Oberkommandierenden der US−Trup-
pen i m Irak, Tommy Franks. Dieser wurde nach dem
dort (noch) geltenden Weltrechtspri nzi p beschuldi gt, i m
Irak Kriegsverbrechen begangen zu haben. Die bel gi-
sche Regierung dürfte aber vermeiden, dass ei n Verfah-
ren ei ngeleitet wird, um den Konflikt mit der US−Regie-
rung nicht zu verstärken.
Unterdessen liegt dem US−Repräsentantenhaus ei n Ge-
setzentwurf vor, der den US−Präsi denten ermächti gen
würde, gegen alle Länder mit Gewalt vorzugehen, die
US−BürgerI nnen nach dem Weltrechtspri nzi p belangen
wollen.

Juncker: Keine"Regularisierungen à gogo"
Endlich, war man geneigt zu sagen: Die lange erwartete
Unterredung ei ner Gruppe von abgelehnten Asyl bewer-
berI nnen und i hrer l uxemburgischen VertreterI nnen mit
Premiermi nister Jean−Claude Juncker hat stattgefun-
den. Am Mittwoch empfi ng der Regierungschef i n Bei-
sei n von Justizminister Luc Frieden ei ne Delegation.
Doch das Gespräch endete wie das Hornberger Schie-
ßen. Juncker ließ sich i mmerhi n zu ei ni gen emotionalen
Bemerkungen hi nrei ßen: Wenn er sei n Herz sprechen
lassen würde, dürften die ehemali gen Fl üchtli nge i n Lu-
xemburg blei ben, doch er müsse schließlich auch die
Gesetze ei nhalten, soll er nach den Worten des Asti−
Mitglieds Jean Lichtfous, der bei der Unterredung zuge-
gen war, gesagt haben. Und das bedeutet, dass die ab-
gelehnten AsylbewerberI nnen i n i hr Herkunftsland zu-
rück müssen. Vergangene Woche hatte Minister Frieden
Serbien und Montenegro besucht und sich von der La-
ge dort ei n Bil d gemacht, allerdi ngs mehr von den dor-
ti gen Politikern und der Belgrader Börse als von der
prekären Situation i n den Bergdörfern des Sandjak.
Was eine weitere Regularisierung von Sans Papiers
angeht, so erteilte die Regierung dieser erneut ei ne
Absage. Es dürfe kei ne "Regularisierungen à gogo" ge-
ben, so der Premier. Die Fl üchtli ngshilfsorganisati onen
haben i hm derweil gestern ei nen neuen Brief zukom-
men lassen.

Kritik amAgrarministerrat
"Kei ne faulen Kompromisse", titelte der "Letzeburger
Bauer" amvergangenen Freitag. Die Landwirte, so heißt
es, unterstützten Agrarmi nister Fernand Boden bei sei-
ner ablehnenden Haltung i m Vorfel d des Ministerrats
zur Reformder EU−Agrarpolitik. Doch was den ei nen zu
viel ist, reicht anderen nicht. Bei i hrer Protestakti on am
Mittwoch auf Kirchberg bemängelten NGOs "Friends of
the Earth" und "Gl obal 2000", dass nur sechs Prozent
der Fördergel der aus Direktzahl ungen i n Mittel für die
ländliche Entwickl ung umgewandelt werden, und dies
auch erst ab 2006. "Bei dieser so genannten Agrarre-
form wird weiterhi n der Großteil der Fördergelder i n die
umweltfei ndliche i ntensive Landwirtschaft (...) fli eßen",
so die NGOs. Außerdemfordern sie ei ne Streichung der
ungerechten Exportsubventionen. Ähnliches verlangt
auch ei n Appell von über hundert Agrargewerkschaften,
Konsumentenorganisati onen sowie Drittwelt− und Um-
welt−NGOs aus mehreren europäischen Ländern. Die
von Franz Fischler vorgeschlagene Reform trage den
Bedenken der Zivil gesellschaft kei neswegs Rechnung,
sondern werde die negativen Auswirkungen der europä-
ischen Agrarpolitik noch vergrößern.
Weitere I nformationen unter www.global 2000.at und
www.cercle.l u ("Appel des citoyens européens pour une
' autre' PAC, durable et soli daire")
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DenZyklusdurchbrechen

Bis dass Gewalt uns scheidet− häusliche Gewalt ist nochimmer ein
Tabuthema.


